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Das Hamburger allgemeinbildende Schulwesen 

besteht seit dem Jahr 2010 aus zwei Säulen: 

Der Stadtteilschule – gebildet aus 37 integrier-

ten Gesamtschulen, drei kooperativen Gesamt- 

schulen, drei Aufbaugymnasien und 19 Haupt- 

und Realschulen – und dem Gymnasium. Damit 

kamen jahrzehntelange und zuletzt heftig 

geführte Diskussionen um die „Eine Schule für 

alle“ einerseits, aber auch die krampfhaften 

Bemühungen um den Erhalt eines dreigliedri-

gen Schulwesens andererseits zu einem vorläu-

figen Ende. Welche Entwicklungslinien lassen 

sich beschreiben? Wie ist es dazu gekommen?

Gesamtschulen als Schulversuch  
von 1968 bis 1979
Wie viele andere Bundesländer beurteilte Ham-
burg die Empfehlungen der Bildungskommissi-
on des Deutschen Bildungsrates zur „Einrichtung 
von Schulversuchen mit Gesamtschulen“ positiv. 
Bereits 1968 wurde gegen den entschiedenen  
Widerstand der CDU die erste Gesamtschule 
(der „Alte Teichweg“) gegründet. Wenig später 
umfasste der Schulversuch in Hamburg acht inte- 
grierte sowie eine kooperative Gesamtschule.

Die neue Schulform entstand Schritt für Schritt aus 
der Umwandlung einiger ehemaliger Gymnasien 
oder Haupt- und Realschulen sowie durch Neu-
bau auf der grünen Wiese oder in großen Neu-
bausiedlungen. Begleitet und gebremst wurde 
die flächendeckende Weiterentwicklung durch 
heftigste bildungspolitische Auseinandersetzun-
gen. Mit der Schulgesetznovelle zur „Einführung 
des Elternrechtes auf Wahl der Schulform“ wurde 
1977 die weitere Schulentwicklung in die Hände 
der Eltern gelegt und damit faktisch die politi-
sche Steuerung des Schulwesens aufgegeben.
Die Gesamtschule wurde als eine die Schulfor-
men des gegliederten Schulwesens ergänzen-
de, nicht aber eine sie ersetzende Schulform eta-
bliert. Gewissermaßen als Kompromiss wurde in 
der Präambel des Schulgesetzes festgehalten, 
dass „die Schule in Richtung auf ein integriertes 
System fortentwickelt werden“ sollte. 

Gesamtschulen der 2. und 3. Generation 
von 1979 bis 2000
Mit der KMK-Vereinbarung aus dem Jahr 1982 
über die „gegenseitige Anerkennung von Ab-
schlüssen“ wurde die Abschluss- und Anschluss-
fähigkeit der Gesamtschüler:innen in ganz 
Deutschland abgesichert. Der Preis war hoch: 
Die an den Vorgaben des gegliederten Schul-
wesens orientierten Auflagen für die äußere Leis-
tungsdifferenzierung sollten sich in späteren Jah-
ren als Hemmnis für die innere Entwicklung der 
Gesamtschulen erweisen. 

Das Schulwahlverhalten der Eltern führte in Ham-
burg zu einer erheblichen Ausweitung der Ge-
samtschulen. Zwischen 1979 und 2000 wurden 
in zwei Abschnitten je 15 neue Gesamtschulen 
überwiegend durch Umwandlung bestehender 
Schulen gegründet, die, trotz der Elternwünsche, 
immer wieder begleitet wurden von starken und 
ideologisch heftigen Protesten.

Mit der „empirischen Wende“, die von Senato-
rin Rosemarie Raab in den 90er Jahren eingelei-
tet wurde, wurde die Leistungsfähigkeit der Ge-
samtschulen erstmalig auch in Zahlen belegt (zu-
nächst in der Lernausgangslagenuntersuchung 
– kurz LAU, später auch in einem Gutachten des 
Deutschen Instituts für Internationale Pädagogi-
sche Forschung – kurz DIPF). Die Kritik der Vertre-
ter:innen des dreigliedrigen Schulsystems fokus-
sierte sich fortan auf eine vermeintlich bessere 
Ressourcenausstattung der Gesamtschulen mit 
der Folge, dass mehrere „Konsolidierungswel-
len“ zu erheblichen Kürzungen führten. Dennoch 
bauten die 39 Gesamtschulen erfolgreiche und 
attraktive Systeme mit stabilen Anmeldezahlen 
auf. Intensive inhaltliche Arbeit an gesamtschul-
spezifischen Konzepten und Ausprägungen, z. B. 
im Wahlpflichtbereich, an der Berufsorientierung 
oder an Fragen der inneren und äußeren Diffe-
renzierung prägte diese Phase.

Nach PISA – Entwicklung von 2000 bis 2010
Im Zuge der Diskussionen um die PISA-Ergebnis-
se geriet das gegliederte Schulwesen erneut 
stark in die Kritik. Und auch die innerschulischen 
Strukturen der Gesamtschulen, die in den letz-
ten 25 Jahren ausgeprägt worden waren, muss-

Durchaus integrativer, aber nicht wirklich inklusiv
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Für die Hamburger Schulen war das Scheitern 
der Primarschulreform ein großer Einschnitt, denn 
räumlich und personell waren bereits alle Schu-
len seit 2008 auf die 6-jährige Primarschule und 
das Zwei-Säulen-Modell umgesteuert worden. 
Nun musste binnen kürzester Zeit zurückgerudert 
und mussten die inhaltlichen und organisatori-
schen Rahmensetzungen für die Jahrgänge 5 
und 6 der Stadtteilschule neu konzipiert werden.

Zwei-Säulen-Modell ab 2010
Die neue Schulform Stadtteilschule stellte zu-
nächst nur eine organisatorische Zusammenfas-
sung von 40 Gesamtschulen, 3 Aufbaugymnasi-
en und 19 Haupt- und Realschulen dar. 

Die Konstruktion dieser Zweigliedrigkeit enthielt 
Strukturmerkmale, die die Stadtteilschule als 
neue Schulform stärken und gegenüber dem 
Gymnasium konkurrenzfähig machen sollten: Je-
de Stadtteilschule kann eine eigene Oberstufe
einrichten, nur an der Stadtteilschule können 
Schüler:innen in einem 13jährigen Bildungsgang 
das Abitur erreichen, jede Stadtteilschule ist als 
Ganztagsschule konzipiert und gegenüber dem 
Gymnasium ist die Stadtteilschule personell bes-
ser ausgestattet. 

Gerade vor dem Hintergrund unterschiedlicher 
Herkünfte und Biografien der Schulen sollte be-
sonders hervorgehoben werden, dass sich die 
Schulleiter:innen der neu gegründeten Stadtteil-
schulen bereits bei ihrer ersten Tagung im Herbst 
2010 ein gemeinsames pädagogisches Leitbild 
für ihre innere Entwicklung gegeben haben (Leit-
bild 2010). 

ten infrage gestellt werden. Mit der Hambur-
ger KESS-Untersuchung (Kompetenzen und 
Einstellungen von Schülerinnen und Schü-
lern) wurde deutlich, dass die Gesamt-
schulen ihren Systemvorteil, die Hetero-
genität, nicht voll auszuschöpfen ver-
mochten. Insofern galt es, auch die 
durch die KMK auferlegten und zum 
Teil selbst geschaffenen institutionel-
len Barrieren zu hinterfragen und durch 
eine noch wirkungsvollere individuelle 
Förderung jedes Einzelnen zu überwin-
den.

Ein gemeinsamer Lernprozess von Reformschu-
len und Gesamtschulen nahm auch in Ham-
burg an Fahrt auf, so dass von einigen Ham-
burger Gesamtschulen im Verlaufe der 2000er 
Jahre wegweisende Entwicklungs- und Reform-
arbeit geleistet wurde. Diese Arbeit wurde ge-
stützt und begünstigt durch neue Freiräume im 
Rahmen von Schulversuchen.

Insgesamt war die Überlebensfähigkeit des 
dreigliedrigen Schulsystems in diesen Jahren 
durch den Elternwillen in Hamburg deutlich in-
frage gestellt. Wurden 1998 noch 27 % der Fünf-
tklässler an HR-Schulen angemeldet, so waren 
es 2008 nur noch knapp 16 %. Gestiegen waren 
in diesem Zeitraum die Anteile der Gesamtschul-
schüler:innen von 28 % auf 34 %, am stärksten al-
lerdings die der Gymnasien von 43 % auf 51 %. 
Nur noch 10 % der Schüler:innen besuchten die 
Hauptschule. Daran änderte auch eine immer 
stärkere Ausdifferenzierung des Haupt- und Re-
alschulbereichs nichts. Eine von der Hamburgi-
schen Bürgerschaft eingerichtete Enquetekom-
mission empfahl 2007 ein Zweisäulenmodell, 
nur die Grün-Alternative-Liste (kurz GAL) wich 
mit einem Minderheitenvotum hiervon ab und 
empfahl eine 9-jährige Schule gemeinsamen 
Lernens. Auch ein von der GEW und der GGG 
getragenes Volksbegehren für „Eine Schule für 
alle“ scheiterte 2007. Unerwartet schrieb sich die 
erste schwarz-grüne Regierung der Bundesrepu-
blik auf Landesebene im Folgejahr das Zwei-Säu-
len-Modell und die Schaffung einer gemeinsa-
men Schule bis einschließlich Jahrgang 6 in den 
Koalitionsvertrag. Diese Primarschulreform schei-
terte im Jahr 2010 in einem bürgerlichen Volks-
entscheid. Damit fanden die Versuche, längeres 
gemeinsames Lernen für alle Kinder in Hamburg 
zu etablieren, ein vorläufiges Ende.

                                                               Schulformen und Schülerverteilung (Sekundarstufe I und II)  
                                                                                                                        im Schuljahr 2009/10

5 Länder im Fokus - Hamburg 
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Dieser gemeinsame pädagogische Wille wurde 
durch neue rechtliche Rahmensetzungen unter-
stützt: Die verbindlichen Kursauflagen fielen weg, 
innere Leistungsdifferenzierung war möglich und 
wurde von etwa der Hälfte der Stadtteilschulen 
sofort umgesetzt. Fächer konnten zu Lernberei-
chen zusammengefasst werden, kompetenzori-
entierte Bildungspläne ermöglichten inhaltliche 
Spielräume, Lernentwicklungsgespräche wurden 
verbindlich. 

Was zuvor in Schulversuchen oder im Ringen um 
die rechtlichen Vorgaben und die Kursauflagen 
entwickelt worden war, ermöglichte mit diesem 
neuen Gestaltungsrahmen nun den Schulen ihre 
Profile weiter zu schärfen bzw. neu zu entwickeln. 
Profilklassen, Fachklassen, fächerübergreifender 
Projektunterricht, das Lernen im eigenen Takt 
u. v. m. konnten sich frei(er) entfalten, so dass 
die Stadtteilschulen ihren ganz eigenen Entwick-
lungspfad schaffen konnten.

Zeitgleich wurde in Hamburg mit der Umsetzung 
der UN-Konvention zur Inklusion begonnen. In 
der Sekundarstufe I leistet das System Stadtteil-
schule diese Aufgabe seitdem allerdings nahe-
zu allein: Fast 95 % der Schüler:innen mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf, die in der Sekun-
darstufe I eine allgemeinbildende Schule besu-
chen, finden sich heute auf einer Stadtteilschule.

Stand und Bilanz
Die Gleichwertigkeit der integrierten Schulform 
Stadtteilschule gegenüber dem Gymnasium 
darf heute als gesichert gelten. Die Konstruk-
tionsmerkmale von 2010 haben bis heute die 
Stadtteilschule zu einer starken Stimme in der Bil-
dungslandschaft Hamburg werden lassen – ge-
messen an den schwierigen Ausgangsbedingun-
gen darf dies als eine besondere Leistung der 
neuen Schulform hervorgehoben werden. 

Die Anmeldezahlen erweisen sich nach anfäng-
lichen Schwankungen inzwischen als stabil: Ca. 
48 % der Hamburger Eltern melden ihre Kinder 
jährlich in der Stadtteilschule an. 

Besonders bemerkenswert ist auch, dass die 
Stadtteilschulen ca. 30 % aller Abiturient:innen 
stellen (im Bundesdurchschnitt liegt die Quote 
der integrierten Schulen bei ca. 14 %). Wenn 
man bedenkt, dass bei der Anmeldung der An-
teil von Schüler:innen mit einer sogenannten 

Gymnasialprognose durchschnittlich im einstel-
ligen Bereich angesiedelt ist, lässt sich erahnen, 
in welcher Weise mit diesem Bildungsgang Po-
tentiale entfaltet werden.

Der Beginn der Stadtteilschule war von einem 
starken Steuerungswillen geprägt: Es ging dabei 
um die Gleichwertigkeit der Schulformen. Eine 
Überwindung der Zweigliedrigkeit war aber po-
litisch nie gewollt. Wie in den Jahrzehnten zuvor 
hat Hamburg an der „Steuerung“ durch den El-
ternwillen festgehalten. Während andere Bun-
desländer (z.B. Bremen) den Zugang zum Gym-
nasium begrenzen, wurden in Hamburg keine 
weiteren systemisch relevanten Steuerungs-
funktionen eingeführt. Die Schülerschaft an den 
Gymnasien wird heterogener, bleibt aber eine 
nach oben ausgelesene Schülerschaft. Jährlich 
werden knapp 1.000 Schüler:innen vom Gymna-
sium in die Stadtteilschule abgeschult: ein ne-
gativer Einschnitt in die Bildungsbiografie jeder/
jedes betroffenen Schülerin/Schülers, zudem 
aber auch ein erheblicher Eingriff in die päda-
gogische Struktur jeder Stadtteilschule. Letzteres 
wird in gleicher Weise hingenommen wie die Tat-
sache, dass die Aufgabe der Inklusion nahezu 
ausschließlich von den Stadtteilschulen geleistet 
wird, während die Gymnasien hiermit weitestge-
hend nicht befasst sind. 

Die Frage der Entwicklung zu einem inklusiven 
Schulwesen muss zudem vor dem Hintergrund 
der sozialen Schieflagen in der Stadt gesehen 
werden. Die Disparitäten zwischen den Stadttei-
len und zwischen den Schulen sind groß. Dies gilt 
in besonderer Weise für die Stadtteilschulen. 

In einer datengestützten Analyse zur Lage der 
Stadtteilschulen in Hamburg hat das Institut für 
Bildungsmonitoring und Qualitätsentwicklung 
Hamburg 2016 festgestellt, dass die Integrati-
onsleistung der Stadtteilschulen vor dem Hinter-
grund ihrer Schülerschaft erheblich ist. Schüler:in-
nen mit Migrationshintergrund, mit Förderbedarf 
in den Bereichen Lernen, Sprache und emo-
tionale Entwicklung, aber auch mit Profilen im  
oberen Leistungsbereich prägen das Bild und 
machen die spezifische, nicht mit dem Gymna-
sium vergleichbare Heterogenität der Schüler-
schaft aus.
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Präambel
Vielfalt ist Reichtum –  
Gemeinsam erfolgreich lernen

Jede Schülerin und jeder Schüler kann etwas.

Jede Schülerin und jeder Schüler will lernen.

Jede Schülerin und jeder Schüler bedarf der  
Würdigung ihrer/seiner Leistung.

Jede Schülerin und jeder Schüler braucht  
seine Zeit und eigene Lernwege.

Leitsätze

Wir wissen: Lernen ist ein individueller Prozess.

Wir gestalten und sichern längeres gemein- 
sames Lernen.

Wir fördern exzellente Leistungen jeglicher Art.

Wir führen die Schülerinnen und Schüler zu den 
bestmöglichen Abschlüssen und Anschlüssen.

Wir bieten und sichern einen profilgebenden  
Weg zum Abitur.

Wir arbeiten in verlässlichen Netzwerken  
und Kooperationen, um voneinander zu lernen  
und ein breites Lern- und Unterstützungs- 
angebot für jede Schülerin und jeden Schüler  
zu bieten.

Wir fördern, fordern und betreuen die Schüle- 
rinnen und Schüler durch Teams mit unterschied- 
lichen Profession.

„Die Stadtteilschulen“, so das Fazit, „tragen 
nachweislich zu einer Erhöhung von Chancen-
gerechtigkeit bei, indem sie soziale Durchlässig-
keit und Bildungsteilhabe erhöhen.“ 

Mit diesem datengestützten Resümee sollte es 
der Stadt Hamburg eigentlich leichtfallen, das 
Hamburger Schulwesen in Richtung eines inklu-
siven Schulsystems für alle Kinder und Jugendli-

chen zu entwickeln; dies auch, um den 
sozialen Disparitäten in der Stadt schulisch 
die Stirn zu bieten. Eine langfristig ange-
legte Strategie (z. B. durch Steuerung von 
Schülerströmen oder durch Verbleib der 
„Schulformwechsler“ im System Gymnasi-
um) könnte dies anbahnen und einleiten. 
Wenn es denn gewollt wäre!

Doch die Hamburger Bildungspolitik geht 
hier möglichen Konflikten aus dem Weg. 
Bei den aktuell aufgrund steigender 
Schülerzahlen 23 geplanten Schulneu-
gründungen im Sekundarbereich wurde 
bisher festgelegt, dass es sieben neue 
Gymnasien und 13 neue Stadtteilschu-
len geben soll, von denen allerdings min-
destens sechs als sogenannte Campus-
schulen geführt werden sollen. Bei Letzte-
ren handelt es sich im Kern um koopera-
tive Systeme, die ihre Schülerschaft nach 
einer zweijährigen Beobachtungsstufe in 
die beiden Bildungsgänge Stadtteilschu-
le oder Gymnasium aufteilen sollen – al-
lerdings unter einem Dach. Die Hambur-
ger GGG kritisiert dieses – missbräuchlich 
Campusschule genannte – Konstrukt als 
Einführung einer dritten Schulform. Man 
darf auf die konkrete Ausgestaltung und 
Entwicklung vor Ort gespannt sein. 

Mit dem Zwei-Säulen-Modell ist immerhin 
gewährleistet, dass heute nahezu 50 % 
der Hamburger Schüler:innen eine inte-
grierte Schulform besuchen. Das ist ein 
Schritt in die richtige Richtung, denn es 
eröffnet diesen Kindern und Jugendlichen 
die Chance ohne Angst vor Ab- und Um-
schulung zu lernen, ihre Interessen zu ent-
decken und ihre Stärken zu entfalten. 
Er ersetzt aber unsere Forderung nach 
einem wirklich inklusiven Schulsystem kei-
neswegs. 
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 Leitbild      der Hamburger Stadtteilschulleiter:innen  
von 2010


